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					Über dieses Buch
				

			
			 
			
					Extremisten werden nicht erst dann zur Gefahr für die Demokratie, wenn sie an der Macht sind – sie greifen längst gezielt Institutionen an und versuchen strategisch, sie von innen heraus zu schwächen und zu zerstören. Dieses Buch zeigt das ganze Ausmaß auf.

					Polizisten und Soldaten, die sich in rechten WhatsApp-Gruppen vernetzen; Lehrer, die die «Systemfrage» stellen; Schöffen, die den Rechtsstaat herausfordern; Beamte, die Projekte sabotieren: Was oft wirkt wie Einzelfälle, ist Teil einer langfristigen Strategie. Seit vielen Jahren untersuchen Tom Mannewitz und Tom Thieme, wie vor allem Rechtsextreme (aber auch Islamisten, Reichsbürger und Linksextremisten) planmäßig staatliche Institutionen infiltrieren.

					Das Problem ist weitaus größer als allgemein angenommen. Nie zuvor waren Behörden, Bundeswehr, Polizei, Nachrichtendienste, Justiz und Schulen so starken und systematischen Versuchen ausgesetzt, sie zu unterwandern und an entscheidenden Stellen Antidemokraten zu platzieren. Erstmals werden in diesem Buch detailliert die Strategien der Extremisten aufgezeigt, mit deren Hilfe staatliche Institutionen gekapert und ihrer Handlungsfähigkeit beraubt werden sollen. Mannewitz und Thieme plädieren dafür, mit Repression, Prävention und einer Stärkung der staatlichen Resilienz gezielt dagegen vorzugehen und die Möglichkeit einer rechtsextremen Unterwanderung unserer Institutionen endlich ernst zu nehmen.

					 

					«Die Autoren sind ausgewiesene Extremismus-Experten und beraten seit Jahren Sicherheitsbehörden. Rechte Staatsfeinde greifen unsere Institutionen bereits jetzt an. Höchste Zeit, genau hinzuschauen.» Christian Fuchs, DIE ZEIT
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					Vorwort

				Spätestens seit der Veröffentlichung der Correctiv-Recherche Anfang 2024 hat das ganze Land eine Idee davon, was die Neue Rechte vorhat. Eine ihrer Galionsfiguren, der österreichische Rechtsextremist Martin Sellner, hatte unter dem Begriff «Remigration» wenige Wochen zuvor in einem Landhotel nahe Potsdam seine Vorstellungen einer ethnisch und kulturell homogenen Volksgemeinschaft präsentiert.
Die Kernbotschaft Sellners an einflussreiche AfD-Funktionäre, neurechte Ideologen, Aktivisten und Medienvertreter, Mitglieder der «Werteunion» und weitere Angehörige des rechtsextremen Spektrums: «die Ansiedlung von Ausländern rückabzuwickeln». Im Visier hat er Asylbewerber, Ausländer mit Bleiberecht und auch «nicht assimilierte» deutsche Staatsbürger.[1] Würden solche Pläne umgesetzt, hätte das nicht nur einschneidende Konsequenzen für Millionen von Menschen hier in Deutschland. Sie wären zugleich ein Frontalangriff auf die DNA unseres politischen Systems, das im Erfolgsfall keine liberale, konstitutionelle Demokratie mehr ist.
Nur: Wussten Sie auch, dass der Kopf hinter dem Remigrationskonzept, Martin Sellner, längst einen Plan in der Tasche hat, wie er seine Vorstellungen umsetzen will? Dazu sagt der Correctiv-Bericht nichts. Um das zu erfahren, muss man Sellner lesen – und die Leute aus seinem Umfeld. Das neurechte Spektrum weiß längst: Selbst wenn es irgendwann die Mehrheit im Bundestag haben sollte, gibt es noch genug Akteure, die einer solchen Regierung das Leben schwer machen könnten: Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Sicherheitsbehörden, Justiz und Verwaltung. Um dem vorzubauen, will die Neue Rechte zunächst die unangefochtene «kulturelle Hegemonie» in der Gesellschaft erlangen, um so die eigenen Positionen anschluss- und konsensfähig zu machen. Der rechtsextremistische Vorsitzende der thüringischen AfD-Landtagsfraktion Björn Höcke hat die Logik dahinter so formuliert: «Wer die Begriffe prägt, der prägt die Sprache. Wer die Sprache prägt, der prägt das Denken. Wer das Denken prägt, der prägt den politischen Diskurs, und wer den politischen Diskurs prägt, der beherrscht die Politik, egal ob er in der Opposition ist oder in der Regierung.»[2]
Der zweite Teil der Strategie besteht vereinfacht gesagt darin, den öffentlichen Dienst «auf Linie» zu bringen. Man hat gelernt aus den Widerständen, denen sich Viktor Orbán und Donald Trump in ihren ersten Amtszeiten gegenübersahen: Staatsanwälte und Richter, die Entscheidungen aufheben; Behördenleiter, die öffentlich widersprechen; eine Verwaltung, die nur noch Dienst nach Vorschrift macht; Kultur- und Medienschaffende, die sich über die Regierung lustig machen; Lehrer, die zu regierungskritischem Denken erziehen. All das kann man schlecht gebrauchen, wenn man die «Schutthalden der Moderne» beseitigen will, wie Höcke schreibt. Soll die «Sache gründlich und grundsätzlich» angepackt werden, braucht man vielmehr «die deutsche Unbedingtheit»[3]. Dafür müssen das Bildungssystem, Kirchen, NGOs, Kunst und Kultur – in Sellners Worten der «ideologische Staatsapparat» – umgebaut werden, um die eigene Macht abzusichern. Dass es ebenso «der Sympathie von weiten Teilen der Armee und Polizei»[4] bedarf, ist ihm seit Jahren klar – ebenso Höcke, der im Falle einer Regierungsübernahme auf die «gesunden Teile der Staatsverwaltung» sowie die «frustrierten Teile […] des Staats- und Sicherheitsapparates» setzt.[5] Die Lufthoheit über die Kasernen, Polizeireviere, Amtsstuben und Lehrerzimmer, sie gilt als mindestens ebenso wichtig wie die Lufthoheit über die Stammtische.
Die Beispiele sind keine Ausnahmen. Rechtsextremisten unterschiedlicher Couleur, bisweilen aber auch Islamisten und harte Kommunisten, bringen erstaunlich oft den Staat als mögliches «Operationsgebiet» ins Spiel: Sie wollen den Beamtenapparat zur Illoyalität gegenüber seinem Dienstherrn bewegen. Sie unterwandern den Staat, indem sie Beamte für ihre Sache rekrutieren und Gegner einschüchtern. Und sie entwenden Waffen, Munition und Know-how für den «Tag X». Wenn also in den Parlamenten tagtäglich unsere Demokratie von Extremisten attackiert wird, ist das nur die Spitze des Eisbergs. Die Ebenen darunter sind mindestens genauso einem Dauerfeuer ausgesetzt. Es braucht nicht viel Fantasie, um sich auszumalen, welche Folgen das für das Funktionieren unserer liberalen Demokratie hätte, sollten die Demokratiefeinde damit Erfolg haben.
Um ihnen auf die Spur zu kommen, muss man sie zuallererst lesen, und zwar gründlich. Denn: Extremisten äußern sich immer wieder erstaunlich offenherzig darüber, welche Ziele sie wie verfolgen – in Büchern, Zeitschriften und Podcasts, auf Blogs, TikTok, Instagram und X sowie öffentlichen (oder veröffentlichten) Vorträgen, Podiumsdiskussionen, Lesungen und vielem mehr. Wer Extremisten verstehen und die von ihnen ausgehende Gefahr realistisch einschätzen will, muss sie beim Wort nehmen. Wer dies in Verbindung setzt mit ihrem Verhalten, gewinnt alsbald einen realistischen Eindruck davon, welche Linien für sie leitend sind.
All dies haben wir getan. Als Wissenschaftler, die schon von Berufs wegen einen 360-Grad-Blick auf die Feinde unserer Demokratie haben müssen, überraschte es uns nicht, dass diese an ganz unterschiedlichen Strategien feilen, wie sie an die Regierung kommen. Wie vehement sie aber bereits jetzt – also vor einer Regierungsübernahme – den Staatsapparat ins Visier nehmen und zu unterwandern versuchen, hat auch uns in Erstaunen versetzt. Die Gefährdung unserer rechtsstaatlichen Demokratie ist umfassend, vielschichtig und tiefgreifend – und sie ist bereits im Gange.

					Die Strategien der Demokratiefeinde

					Jenseits von Einzelfällen und Zufällen: Pläne zur Erosion des Staates

				Rechtsextremisten zielen seit etlichen Jahren nicht nur auf parlamentarische Mehrheiten. Vielmehr greifen sie den Staat schon jetzt an – und zwar planvoll, systematisch und von innen. Drei Beispiele aus den letzten Jahren:
Erster Fall: Am 13. Januar 2016 – auf dem Höhepunkt der «Flüchtlingskrise», zwei Wochen nach der Kölner Silvesternacht – hält Björn Höcke eine Rede auf dem Erfurter Domplatz. Er hetzt gegen die Migrationspolitik der Bundesregierung und wendet sich am Ende an die anwesenden Bundespolizisten. Er ruft sie dazu auf, zu remonstrieren, d.h. gegen Anordnungen ihrer Vorgesetzten vorzugehen: «Liebe Bundespolizei, es war zu allen Zeiten so: Die Großen lässt man laufen, die Kleinen hängt man. Es könnte, es könnte eventuell sein, dass man Sie vor Gericht stellt, während Angela Merkel die Flugreise nach Südamerika antritt. Deshalb bitte ich Sie, liebe Bundespolizei: Folgen Sie dieser bösartigen Frau nicht länger!»[6] Ein doppelt perfides Spiel: Nicht nur stellt der Rechtsextremist die Kanzlerin in Kontinuität zu führenden Vertretern des Nationalsozialismus («Rattenlinie»). Sondern er droht den Beamten auch durch die Blume («liebe Bundespolizei») mit der Todesstrafe, sollten sie sich nicht widersetzen, die Zuwanderungspolitik der Regierung umzusetzen. Und ein Versprecher war dies nicht. Höcke wiederholt die Aufforderung auf späteren Kundgebungen und in den sozialen Medien, wie im Kapitel «Manipulation» beleuchtet wird.
Zweiter Fall: Am 7. Dezember 2022 findet der bislang größte Antiterroreinsatz in der Geschichte der Bundesrepublik statt. Mehrere Tausend Polizisten sind bundesweit beteiligt. Über zwei Dutzend Personen werden zunächst festgenommen und später vom Generalbundesanwalt angeklagt. Ihnen wird die Gründung einer terroristischen Vereinigung zur Last gelegt. Die Gruppe unter maßgeblicher Führung von Heinrich XIII. Prinz Reuß nannte sich «Patriotische Union» und vertrat einen kruden Mix aus «reichsbürgerlicher» Ideologie und verschiedenen Verschwörungstheorien. Die Anhänger gingen davon aus, in Deutschland regiere ein «Deep State», und eine ominöse «Allianz» werde das Land befreien, was der Gruppe den Weg zur Herrschaft ebne. Dafür wartete die Gruppe auf einen «Tag X», um den Bundestag zu stürmen, Bundespolitiker zu verhaften und die Regierung abzusetzen. Dadurch sollte ein Aufstand provoziert werden, bei dem sich weitere Regierungsgegner aus dem Staatsapparat den Putschisten anschließen sollten.
So absurd die Vorstellungen der Gruppe gewesen sein mögen – ungefährlich waren sie nicht, wie das Kapitel «Entwendung» zeigt: Die Ermittler haben bei Razzien unzählige Schuss-, Hieb- und Stichwaffen, Munition und Sprengmittel bei den Angeklagten gefunden, viele davon aus Behördenbeständen. Und: Die Gruppe hat bewusst versucht, fähige Leute aus den Sicherheitsbehörden zu rekrutieren, um sogenannte «Heimatschutzkompanien» aufzubauen, die den Staatsstreich absichern sollten.[7]
Dritter Fall: Am 1. Januar 2024 beginnt die neue Amtsperiode für Schöffenrichter in Deutschland. Mehrere Zehntausend Freiwillige werden in den Monaten zuvor gesucht. Die Laienrichter, die ihr Amt für fünf Jahre innehaben, kommen bei Hauptverfahren von Strafprozessen zum Einsatz, dürfen über Schuld und Strafmaß mitbestimmen – eine große Verantwortung. Dabei können zwei Schöffen den hauptamtlichen Berufsrichter im Zweifelsfall sogar überstimmen. Das erklärt das Interesse von Extremisten an dem Ehrenamt, die es für die eigene Agenda missbrauchen wollen. So ruft die rechtsextremistische Partei Freie Sachsen im Vorfeld zu den Wahlen auf ihrem Telegram-Kanal zur Bewerbung auf: «Es ist eine Möglichkeit, die Justiz zu korrigieren: Mitzuentscheiden, dass ein kriminalisierter Spaziergänger beispielsweise keine drakonischen Strafen kriegt. Zu verhindern, dass ein Kinderschänder lachend den Gerichtssaal verlässt. Oder den grünen Richter zu überstimmen, der bei Neubürgern wieder einmal kulturellen Strafrabatt geben will.»[8] Die Logik hinter diesem Fall (und weiteren Vorkommnissen) wird im Kapitel «Manipulation» erörtert.
Drei Fälle, die unterschiedlicher nicht sein könnten. Und doch verbindet sie etwas: Höcke, die Reuß-Gruppe und die Freien Sachsen zielen nicht bloß (im Falle der Reichsbürger: gar nicht) auf politische Mehrheiten. Vielmehr spannen sie unmittelbar den Maschinenraum der Politik in ihre Dienste ein. Höcke, indem er die Bundespolizei für einen Stopp der Immigration instrumentalisiert; die «Patriotische Union», indem sie gezielt Kräfte aus Sicherheitsbehörden für die eigenen Umsturzfantasien rekrutiert; die Freien Sachsen, indem sie die Axt an die Unabhängigkeit der Justiz legen.
Dass Extremisten in Regierungsverantwortung sich den Staatsapparat wortwörtlich Untertan machen, ist nicht neu. Die Geschichte der modernen Nationalstaaten ist voll von Beispielen für neutralisierte oder gleichgeschaltete Gerichte, Ämter, Streitkräfte und Polizeien. Doch die drei genannten Fälle stehen für einen Angriff auf die Institutionen vor der eigentlichen «Machtergreifung». Dafür gibt es aus Sicht der Demokratiefeinde nachvollziehbare Gründe.

					
						Der öffentliche Dienst: Schaltstelle zwischen Politik und Gesellschaft

					
					Was hat Martin Sellner mit den Demonstranten während des Arabischen Frühlings 2011 auf dem Kairoer Tahrir-Platz gemeinsam? Was zunächst klingt wie ein schlechter Scherz, liefert bei näherem Hinsehen den Schlüssel zum Verständnis extremistischer Staatsunterwanderung. Denn Sellner und die Protestbewegung in Ägypten sind gleichermaßen inspiriert von den Ideen des US-amerikanischen Politikwissenschaftlers Gene Sharp (1928–2018). Dieser widmete sich zeit seines Lebens dem Befreiungskampf in Diktaturen und der Frage: Unter welchen Bedingungen kann ein Umsturz erfolgreich sein?[9] Der ungewollte Nebeneffekt: Sharps Handlungsanweisungen beeinflussen nicht nur die Opposition in autoritären Regimen, sondern eben auch Extremisten. Sellner und andere münzen die Strategien von Sharp schlicht auf Demokratien. Sie meinen es wörtlich, wenn die liberalen westlichen Demokratien als «Kartelle», «Scheindemokratien» oder gleich als «Diktaturen» denunziert werden. Man selbst wähnt sich an der Spitze eines Befreiungskampfes von den Fesseln des «Deep State».

					Extremisten instrumentalisieren Sharps Ideen, denn sie verbindet – bei allen fundamentalen inhaltlichen Differenzen – dreierlei mit Demokratiebewegungen: erstens ihr Streben nach einem tiefgreifenden Systemwechsel. Sie alle wollen die politische Ordnung, in der sie sich befinden, zugunsten einer anderen abschaffen – nur eben in unterschiedliche Richtungen. Zweitens eint sie ihre politische Machtlosigkeit. Für beide Gruppen stellt sich die Frage, wie sie es ohne die notwendigen Machtressourcen schaffen wollen, ihre Ziele durchzusetzen. Und drittens sind die bestehenden Systeme – egal ob frei oder unfrei – auf die Kooperation unzähliger Menschen angewiesen. Um also ihr Ziel, den «Umsturz», zu erreichen, müssen Systemgegner die eigene Machtposition stärken und die der Regierenden schwächen. Dafür müssen sie möglichst viele Menschen davon überzeugen, die Kooperation mit «denen da oben» zu verweigern.

					Wie das genau funktioniert, erklärt Sharp. Für ihn ist Macht keineswegs ein monolithischer Block, sondern etwas Fluides. Wer Macht über andere hat, besitzt sie deshalb, weil andere ihm gestatten, Macht über sie auszuüben. Daher könne kein politisches System ohne die Unterstützung der Bevölkerung bestehen. Doch warum leisten Menschen in einem Staat überhaupt Gefolgschaft? Sie tun es aus drei verschiedenen Motiven: aus Überzeugung von der Rechtmäßigkeit des Regimes, aus Angst vor Repressionen, wenn sie ebendiese Rechtmäßigkeit infrage stellen, und aus Nutzen-Kalkül, da sie von der Kooperation mit der Führung profitieren.[10]

					Wer also einen politischen Wandel herbeiführen will, muss hier ansetzen – muss möglichst viele Menschen davon überzeugen, nicht mehr dem vermeintlich verdorbenen und dysfunktionalen System zu folgen, und muss materielle Angebote machen, die mehr Wohlstand und Anerkennung unter den Bedingungen einer neuen politischen Ordnung versprechen. Oder kurzgefasst: Um ein System zu überwinden, gilt es, ihm die Unterstützung und Kooperation an unzähligen Fronten zu versagen und zugleich die eigene Durchsetzungsmacht zu stärken.

					Einen großen Hebel dafür liefern die «Säulen der Macht», eine Metapher für all jene Institutionen, die ein Regime erst handlungs- und damit überlebensfähig machen. Dazu zählen vor allem das Militär, die Justiz, die Verwaltung und die Polizei, deren Gefolgschaft das System stabilisiert.[11] Ohne deren Wohlwollen, Gehorsam und Unterstützung bricht jede politische Führung rasch zusammen. Die Logik ist denkbar einfach: Nur, weil ein Despot etwa regierungskritische Proteste loswerden will, wandert noch kein Oppositioneller in ein dunkles, überfülltes Loch – der Herrscher schreitet ja nicht selbst zur Tat. Er braucht einen Apparat, der seinen Willen exekutiert, und zwar auf allen politischen Gebieten.

					[image: Grafik eines Tempels. Die Säulen sind beschriftet mit den Begriffen: Militär, Wirtschaftseliten, Verwaltung, Staatliche Medien und Polizei. Den Sockel bildet die «Bevölkerung», das Dach «Der innere Führungskreis des Regimes».]
						Die Säulen der Macht. 
Quelle: Erica Chenoweth, Civil Resistance. What Everyone Needs to Know, New York 2021, S. 102.


					

					Dasselbe gilt – unter umgekehrten Vorzeichen – für die Regierenden in einem demokratischen System. Auch sie sind auf funktionierende staatliche und gesellschaftliche Institutionen angewiesen. Nur, weil etwa die Bundesregierung beschließt, einen extremistischen Verein zu verbieten, Verfassungsfeinde aus dem Dienst zu entfernen oder politisch motivierte Kriminalität stärker zu bekämpfen, wird noch kein Vereinshaus dichtgemacht, fliegt kein Extremist aus dem Staatsdienst und werden keineswegs vermehrt Razzien durchgeführt. All das müssen Beamte und staatliche Tarifangestellte übernehmen, von denen es in Deutschland etwa vier Millionen gibt. Beschließen sie, Anweisungen und Befehlen nicht mehr zu folgen – etwa weil sie «die da oben» für kleptokratische Sadisten oder einfach für unfähig halten –, wird die Luft für die Regierenden schnell dünn. Der Schreibtisch jedes Verwaltungsbeamten, aber auch jedes Richterpult und jeder Streifenwagen der Polizei bildet das Nadelöhr, durch das Politik hindurchmuss, wenn sie allgemein verbindlich werden soll.

					Und diese Parallelen sind es, die Sharps Argumente anfällig für Instrumentalisierungsversuche durch Extremisten machen.

					Doch damit nicht genug. Jeder Staatsapparat gleicht einer großen Schatzkammer, deren Schlüssel im Besitz der Regierenden ist. Viele der darin befindlichen Ressourcen sind außerhalb des Staates nur schwer oder gar nicht zu beschaffen. Da wären zunächst all jene Menschen, die für ihn arbeiten – in Deutschland immerhin knapp zehn Prozent der Erwerbstätigen. Diese verfügen mit ihren hoch spezialisierten Fertigkeiten und ihrem Detailwissen über einen entscheidenden Vorteil gegenüber den Regierenden und gegenüber den Regierten. Nicht umsonst heißt es: «Wissen ist Macht». Zu diesem «Herrschaftswissen» gehören nicht bloß verwaltungsrechtliche Kenntnisse, sondern – je nach Behörde und Position – auch Wissen über die Organisation und Führung von Menschen, über interne Abläufe und Prozesse, über den Umgang mit Waffen und hoch spezialisierter Technik, über taktisches Vorgehen bei bewaffneten Konflikten, über Bildung und Ausbildung, über die bestehende Infrastruktur und über aktuelle «Vorgänge». Wer also im Staat arbeitet, weiß, was der Staat weiß – zwar nur auf einem eng umgrenzten Gebiet, dafür aber umso detaillierter.

					Zu den Ressourcen, auf die der Staat Zugriff hat, zählen natürlich auch materielle Dinge. Einiges davon ist allenfalls auf dem Schwarzmarkt oder gar nicht zu beschaffen. Und so manches davon dürfte interessant sein für jene, die ihren Weg zur Herrschaft mit Gewalt pflastern: Munition, Sprengstoff, Handfeuerwaffen, größere Waffensysteme etwa. Aber auch Uniformen und Dienstsiegel können in den falschen Händen immensen Schaden anrichten, wenn sie Dritten staatliche Autorität vorgaukeln sollen, die gar nicht vorhanden ist.

					Mit dem Beamtenapparat, der tagtäglich allgemein verbindliche Entscheidungen vollzieht, verfügen die Regierenden schließlich über etwas, das ihnen selbst häufig fehlt. Von der Justiz über die Bundeswehr und die Polizei bis hin zum Verfassungsschutz genießen nämlich die staatlichen Institutionen regelmäßig höheres Vertrauen als etwa Bundestag, Bundesregierung und Parteien. Das verschafft ihnen und denjenigen, die bei ihnen arbeiten, Autorität, Ansehen und Würde, die auch sichtbar nach außen getragen werden, zum Beispiel in Gestalt von Uniformen, Schulterklappen, Dienstsiegeln und Briefköpfen.

					Der Staatsapparat ist damit nicht nur Schaltstelle zwischen Gesellschaft und Politik, sondern auch Machtbasis der Regierenden. Ohne die Bereitschaft der Staatsdiener, politische Entscheidungen der Legislative zu konkretisieren und zu vollziehen, und ohne die dafür erforderlichen materiellen, immateriellen und personellen Ressourcen bleiben Gesetze und Verordnungen bloße Papiertiger. Extremisten versuchen, diese Machtbasis entweder dem Zugriff der Regierenden zu entziehen oder sich selbst Zugang zu ihr zu verschaffen – aber zu welchem Zweck?

				
					
						Angriffe auf den Staat – und ihre Folgen

					
					Der extremistische Angriff auf den Staat dient im Kern drei unterschiedlich ambitionierten Zielen. Das Maximalziel besteht darin, die Macht zu übernehmen. Wenn Demokratiefeinde die verhasste «Festung der Etablierten» (Björn Höcke) erobern wollen, müssen sie zunächst die «Säulen der Macht» zu Fall bringen. Dafür brauchen sie entweder scharenweise Überläufer aus Polizei und Streitkräften, Justiz und Verwaltung. Oder aber es gelingt ihnen, eigene Leute in den Institutionen zu installieren. Dadurch werden diese dem Zugriff der Regierenden entzogen und für die eigenen Zwecke instrumentalisiert – und mit ihnen alle Ressourcen, die zum Staatsapparat gehören: Manpower, materielle Ressourcen, Fertigkeiten und Wissen, Autorität und vieles mehr. Geht der Plan auf, müssen sich die Herrschenden mangels Handlungsfähigkeit letzten Endes entweder auf die Forderungen der Extremisten einlassen oder das Feld ganz räumen. Den Demokratiefeinden geht es hier also um nicht weniger als eine Zerstörung der Demokratie.

					Ein zweites Ziel besteht vereinfacht gesagt darin, der Demokratie Nadelstiche zu versetzen, um sie zumindest zu schwächen. Wer so agiert, weiß, dass er in einem Showdown mit dem Staat den Kürzeren zieht; er begnügt sich mit kleinen Siegen innerhalb des Systems. Das ist demokratietheoretisch dennoch ein großes Problem. Wenn Extremisten etwa aus dem Inneren heraus die Institutionen mit Dreck bewerfen, in denen sie arbeiten, wenn sie Polizisten zur Remonstration gegenüber ihrem Dienstherrn aufrufen oder wenn sie Behörden mit unsinnigen parlamentarischen Anfragen lahmlegen wollen, bricht deswegen zwar die konstitutionelle Demokratie nicht zusammen; ihr Fundament erodiert aber. Denn dieses beruht auf einer «ununterbrochene[n] Legitimationskette vom Volk zu den mit staatlichen Aufgaben betrauten Organen und Amtswaltern».[12] Wer ohne demokratische Legitimation in das Handeln des Staatsapparates eingreift, um so seine politische Agenda durchzusetzen, umgeht das Parlament als Ort demokratischer Willensbildung. Damit steht nicht weniger auf dem Spiel als der Kern unseres politischen Systems.

					Und es gibt noch eine dritte, recht banale Zielrichtung hinter dem Angriff auf den öffentlichen Dienst: Kleptomanie. Extremisten interessieren sich für unzählige Dinge, die der Staat im Überfluss hat: Waffen, Munition, Akten und vieles mehr, aber eben auch Personen, deren im Dienst erworbene Fähigkeiten für die eigene Bestrebung nutzbar gemacht werden können. Je nachdem, um welches «Diebesgut» es sich handelt, kann man so etwa eine schlagkräftige Terrorgruppe aufbauen, die Struktur und die Abläufe der eigenen Partei professionalisieren, vom Nimbus des abtrünnigen Insiders profitieren oder aber «Hase und Igel» mit dem Staat spielen – etwa, wenn Informationen zu Strafverfolgung oder geplanten Razzien an die betroffenen Akteure durchgestochen werden.

					Solche Angriffe auf den Staatsapparat gefährden einesteils die innere Sicherheit.[13] Trifft eine gewaltbefürwortende, radikale Ideologie auf entsprechende Ausrüstung, militärisch-taktische Fähigkeiten, Waffen und Sprengstoff, ergibt das eine hochexplosive Mischung. Sie lässt Anschläge von hoher Planungs- und Durchführungsqualität wahrscheinlicher werden und trägt langfristig zum Bestand der jeweiligen Gruppe bei, weil die vom Staat erbeuteten Ressourcen den Nachschub sicherstellen. So konnten der Islamische Staat (IS), die kolumbianischen Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia (FARC) und die Irish Republican Army (IRA) ihren bewaffneten Kampf nicht zuletzt deshalb so lange fortsetzen, weil es ihnen immer wieder gelang, Waffen, Munition und Ausrüstung vom Staat in ihren Besitz zu bringen.

					Anderenteils schwächt ein Angriff auf den Staat die demokratischen Institutionen. Extremisten im Staatsdienst vergiften die Arbeitsatmosphäre, beschädigen das gegenseitige Vertrauen und erschweren effektive Arbeitsabläufe. Sie untergraben das Funktionieren des Staates – und somit das Zutrauen in die Problemlösungsfähigkeit der Demokratie. Und langfristig leidet der gesellschaftliche Zusammenhalt. Bürgerinnen und Bürger trauen den Behörden nicht mehr über den Weg, wenn Staatsfeinde in Uniform – ausgestattet mit der Autorität langjähriger Erfahrung und Insiderwissen – öffentlich sichtbar die rechtsstaatliche Demokratie verunglimpfen und ihre Repräsentanten einschüchtern.

					Um ihre Ziele zu erreichen, verfolgen Extremisten unterschiedliche Strategien. Dabei müssen sie das Rad nicht neu erfinden. Vielfach schauen sie sich schlicht ab, was Demokratiefeinde andernorts schon praktiziert haben.

				
					
						Von Orbán lernen heißt siegen lernen?

					
					Franco A., «NSU 2.0», Hitlergrüße beim Kommando Spezialkräfte, das «Hannibal»-Netzwerk, «Nordkreuz», «Uniter». Die Nachrichten der letzten Jahre sind voll von Berichten über irritierende Vorfälle in einer Reihe deutscher Sicherheitsbehörden. Nur: Wie lässt sich die Häufung von Rechtsextremismus in Bundeswehr, Polizei und Nachrichtendiensten erklären?

					In der Forschung dominieren zwei Erklärungsansätze:[14] Einesteils heißt es, Sicherheitsbehörden zögen auch (aber natürlich nicht nur) Leute an, die eher rechts «ticken» (Selektionsthese). Sie finden hier Autorität, Gehorsam, Hierarchien, Uniformierung, Kameradschaft und Waffen – passend zu ihrem Weltbild. Anderenteils könne der Dienst selber radikalisierend wirken aufgrund der selektiven Wirklichkeitserfahrung, die mit der Arbeit einhergeht (Sozialisationsthese): Wer hauptsächlich mit gesellschaftlichen Problembereichen zu tun hat, sieht Vorurteile bestätigt oder entwickelt sie. Außerdem führe die Diskrepanz zwischen der in der Ausbildung erlernten Theorie und der Praxis «auf der Straße» zu Frust, sei es wegen schlechter Ausrüstung oder wegen Straftätern, die nach kurzer Zeit wieder auf freien Fuß kommen.

					Es gibt aber noch einen dritten, bislang wenig berücksichtigten Aspekt, der nicht nur für die Sicherheitsbehörden, sondern für den gesamten öffentlichen Dienst gilt: Extremisten versuchen, eigene Leute im Staatsapparat zu installieren und Leute aus dem Staatsdienst für ihre Sache zu gewinnen (Infiltrationsthese) – sei es, um sich leichter am Inventar des Staates bedienen zu können, um das System zu schwächen oder um die Macht zu übernehmen.

					Eine solche Unterwanderung will gut geplant sein. Darum blicken Extremisten, um zu lernen, vermehrt dorthin, wo sie bereits funktioniert hat: nach Ungarn. Zur Erinnerung: Nach einer ersten Amtszeit (1998–2002) musste Viktor Orbán acht Jahre die Oppositionsbank drücken und mitansehen, wie die politische Linke aus seiner Sicht das Land ruinierte: den ungarischen Staat einem postkommunistischen Klüngel unterwarf, das Volk betrog (Őszöder Rede von 2006) und die Souveränität Ungarns an EU und IWF abtrat. Das sollte nie wieder passieren. In seiner 16-jährigen Regierungszeit versuchte der inzwischen abgewählte Premier, unumkehrbare Fakten zu schaffen: indem er eine neue Verfassung verabschieden ließ, die Kompetenzen des nunmehr mit eigenen Leuten besetzten Verfassungsgerichts einschränkte («Court Packing»), das Wahlrecht in einer ihn begünstigenden Weise reformierte, die Medienlandschaft unter Kontrolle brachte und unliebsame Organisationen und Institutionen drangsalierte (etwa die Central European University).

					All das muss im Hinterkopf haben, wer einen Tweet des rechtsextremen Höcke-Gefolgsmanns Matthias Helferich (AfD-MdB) vom 21. Dezember 2023 einordnen will. Unter der Überschrift «Gelungenes Arbeitstreffen in Erfurt» ist in Großaufnahme das Buch des ungarischen Rechtsintellektuellen Márton Békés zu sehen, dahinter Matthias «das freundliche Gesicht des NS» Helferich selbst, Björn Höcke und Benedikt Kaiser, Letztgenannter ein aufstrebender intellektueller Impulsgeber des AfD-Vorfeldes. Sie alle scheinen an dem Treffen in der Thüringer Landeshauptstadt teilgenommen zu haben, bei dem Békés’ Buch im Mittelpunkt stand.

					Worum geht es in dem knapp hundertseitigen Band? Im Kern versucht der Autor die Frage zu beantworten, wie es Viktor Orbán geschafft hat, seine politische Macht ab 2010 zu zementieren. Die Antwort von Békés: Der ungarische Ministerpräsident habe vor Jahren die Notwendigkeit erkannt, einen «nationalen Block» zu bilden, bei dem «eine politische Kraft in der Lage ist, ein dauerhaftes (Klassen‑)Bündnis verschiedener sozialer Schichten zu organisieren und es […] dazu zu bringen, die bestehende Ordnung zu legitimieren, sie durch Konsens zu stützen, mit ihr zu kooperieren und sich sogar für sie zu begeistern.»[15] Eine Voraussetzung dafür bilde «kulturelle Hegemonie» – ein Begriff, den Békés vom italienischen Marxisten Antonio Gramsci (1891–1937) entleiht. Gemeint ist: Orbán hat es geschafft, die Deutungshoheit auf das Gemeinwesen zu erlangen. Seine Sicht auf die ungarische Geschichte, die nationale Identität und die Gesellschaft ist das Maß der Dinge – aber eben erst ab 2010. Die erste Legislatur von 1998 bis 2002 wird hingegen kritisch bilanziert: «Die Rechte war an der Regierung, aber nicht an der Macht.»[16]

					Wie ist es Orbán gelungen, kulturelle Hegemonie in Ungarn zu erlangen? Eine wichtige Rolle spielt laut Békés der Zugriff auf die «administrativen und dienstlichen Positionen»[17] des ungarischen Staates sowie auf «Kultur, Bildung und Medien».[18] Die unzähligen Behörden, Ämter und öffentlichen Stellen des Landes müssen nämlich die Gesetze des Parlamentes anwenden und umsetzen. Das können sie in einer Weise tun, die im Sinne der Regierungsmehrheit ist, oder auch nicht. Das verschafft ihnen letztlich den entscheidenden Einfluss: worüber und wie die Zeitungen berichten (und worüber nicht), was auf den Bildschirmen des Landes läuft (und was nicht), was in den Schulbüchern steht (und was nicht), welche Ausstellungen zu welchen Themen man besuchen kann (und welche nicht), welche Richter über welche Streitfälle beraten (und über welche nicht), welche Studiengänge man studieren kann (und welche nicht). Vor diesem Hintergrund sind die Neubesetzung von mehreren Hundert Richterstellen (infolge der Herabsenkung des Rentenalters von 70 auf 62 Jahre), die Entlassung von ca. 1600 Beamten und die anschließende Neubesetzung mit loyalen Anhängern (möglich geworden durch ein neues Beamtengesetz) sowie die Übernahme zahlreicher Medien durch Orbán-Vertraute ab 2011 zu sehen.

					Benedikt Kaiser, so etwas wie ein Ein-Mann-Thinktank innerhalb der Neuen Rechten, bilanziert darum in seinem Vorwort zum Buch: «Es genügt nicht, die Spitze eines oder mehrerer dominanter Apparate in [der] formalen Hierarchie zu kontrollieren» – vielmehr brauche es auch die Kontrolle über «die Knotenpunkte der realen Macht».[19] Seine Hoffnung, «dass viele Multiplikatoren in Deutschland derlei lesen und verstehen», dürfte zumindest innerhalb der Neuen Rechten in Erfüllung gehen. Dabei überlässt Kaiser nichts dem Zufall: Seit Jahren arbeitet er eng zusammen mit dem neurechten Vordenker Götz Kubitschek, in dessen Antaios-Verlag schon seine Plädoyers für einen Fokus auf die soziale Frage («Solidarischer Patriotismus», 2020) und für ein arbeitsteiliges Vorgehen des Milieus («Die Partei und ihr Vorfeld», 2022) erschienen. Dass Kaisers Stimme in der Praxis gehört wird, ist wahrscheinlich: Seit 2023 ist er als wissenschaftlicher Mitarbeiter für die AfD im Bundestag tätig, seit Frühjahr 2025 beim rechtsextremen AfD-Bundestagsabgeordneten und Höcke-Vertrauten Robert Teske. Dem Tweet von Helferich zufolge interessiert sich mit Björn Höcke nicht irgendein AfD-Hinterbänkler für Orbáns Strategie, sondern das Aushängeschild des rechtsextremistischen Parteikerns. Mit Benedikt Kaiser und Martin Sellner hat die «Orbánisierung»[20] Deutschlands wiederum zwei Fürsprecher gefunden, die seit einigen Jahren zu den wichtigsten strategischen Taktgebern der Neuen Rechten gehören.

					Und auch der führende französische Vordenker der international vernetzten Neuen Rechten, Alain de Benoist, konnte in Orbáns illiberaler Demokratie nur Gutes erkennen. Dort habe man «endlich begriffen, dass Demokratie und Liberalismus völlig entgegengesetzt sind, dass sich die Demokratie nicht auf das Prinzip der freien Wahl reduziert, dass die repräsentative Demokratie eigentlich nichts mehr repräsentiert, dass der Liberalismus das Ziel verfolgt, das öffentliche Leben zu entpolitisieren und der Volkssouveränität die Wahl der einzuschlagenden öffentlichen Politik möglichst zu entziehen.»[21] In anderen Worten: Grund- und Menschenrechte einschließlich der Institutionen, die sie sichern, hätten in einer «echten» Demokratie nichts zu suchen, weil sie den Volkswillen kastrierten.

					Die «Orbánisierung» Ungarns stößt auch jenseits des Atlantiks auf größtes Interesse.[22] Donald Trumps Faible für den illiberalen Demokraten an der Donau mag angesichts der geringen politischen und wirtschaftlichen Bedeutung Ungarns überraschen, doch Trump hat einiges gemeinsam mit Viktor Orbán. Für beide war ihre Abwahl nach der ersten Amtszeit ein Trauma. Beide wollten die politische Bühne nicht als Verlierer verlassen. Und beide haben schmerzlich die strategische Bedeutung eines loyalen Verwaltungsapparates kennengelernt. Es gehört zu den zentralen Narrativen in Trumps Umfeld, dass dieser in seiner ersten Amtszeit unter anderem durch «faule Angestellte» und «Karrieristen in der Bürokratie» ausgebremst worden sei, berichtet der Atlantic-Redakteur David Graham.[23]

					Dass Trump das kein zweites Mal passieren sollte, dafür sorgte ein Netzwerk aus NGO-Vertretern, Politikberatern und Spitzenbeamten, die nach der verlorenen Wahl 2020 viel Zeit hatten. Das Ergebnis: «Project 2025» – ein 900-seitiger, detaillierter Plan zur «Wiederherstellung der Familie als Mittelpunkt des amerikanischen Lebens», zur «Verteidigung der Souveränität, der Grenzen und des Reichtums» der USA, zur Sicherung der «von Gott gegebenen individuellen Rechte» und zum «Abbau des Verwaltungsstaates», so Kevin D. Roberts, Kopf der Heritage Foundation, unter deren Leitung das Programm entworfen und im April 2023 veröffentlicht wurde. Besonders die Pläne zum «Abbau des Verwaltungsstaates» sorgten in den Medien für helle Aufregung, weil die Stiftung rasch zur Tat schritt. Und sie ließ keinen Zweifel daran, dass es um mehr als bloß Stellenstreichungen gehen würde.

					Weit vor der Wahl im November 2024 begann sie damit, Trump-loyale Leute zu rekrutieren. Interessierte mussten dafür einen ausgefüllten Fragebogen zu ihren politischen Einstellungen auf einem Online-Portal hochladen. Gefragt wurde etwa danach, welcher politischen Strömung man am ehesten anhängt (und warum), ob die USA am Prinzip der Zweigeschlechtlichkeit festhalten sollten und ob Immigranten nach ihrem Herkunftsland auszuwählen seien.
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